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Helge Meves

E
r wurde zum Scheiterhaufen ge-
führt; der bestand aus Bündeln 
von frischem Eichenholz, noch 

voller Laub, mit Holzplöcken durch-
mischt. Auf seinen Kopf setzte man ei-
nen Kranz aus Stroh oder aus Laub, der 
mit Schwefel bestrichen war. Sein Körper 
wurde mit einer Eisenkette an den Stamm 
gebunden, sein Buch auf dem Oberschen-
kel festgeschnürt. Als er das Feuer sah 
stieß er einen so schrecklichen Schrei aus, 
dass die ganze Volksmenge von Entsetzen 
ergrifen wurde. Mit schrecklicher Stim-
me rief er „Jesus, Sohn des ewigen Gottes, 
erbarme dich meiner“. Eine halbe Stunde 
etwa dauerte seine Qual, dann starb er.“ 
So lautet der aus der zeitgenössische 
Bericht von der Hinrichtung Michael 
Servets am 27. Oktober 1553 in Genf.

Sebastian Castellio, die Toleranz 
und Menschenrechte in der 

Reformation

Das Sterben durch langsames Rösten 
auf kleinem Feuer war selbst im grausam 
genannten Mittelalter die Ausnahme; 
meist wurden die Verurteilten vorher 
erdrosselt oder betäubt. Genau dieses 
fürchterliche Martyrium aber wurde 
dem ersten Ketzeropfer des Protestan-
tismus zu teil. Freilich waren die Pro-
testanten, wenn auf deren Verfolgung 
der Bauern, auf die Hexenprozesse, 
auf die insteren Schmähschriften ge-
gen Juden und Muslime geschaut wird, 
auch für damalige Verhältnisse wenig 
reformatorisch. Aber Servet wurde in 
Genf, der geistigen Hauptstadt der Re-
formation, und von Calvin, dem damals 
bedeutendsten Reformator, vor Gericht 
gebracht. Er wurde als Ketzer ange-
klagt, weil er die Lehre  von der Drei-
faltigkeit Gottes bestritten hatte, nach 
der Gott wesensgleich Vater, Sohn und 
Heiliger Geist ist, geläuig in der Tri-
nitarischen Formel „Im Namen des…“.
Für viele humanistische und reformato-
rische Zeitgenossen war diese Hinrich-
tung ein Skandal. Eine grauenerregende 
Hinrichtung wegen der Leugnung eines 
Kirchendogmas, von welchen doch die 
Reformatoren selbst eines nach dem an-
deren in Zweifel gezogen oder verwor-
fen hatten, allein durch die Schrift. Es 
wurde seit dem Konzil von Nicäa 325 
Kirchendogma, indet sich so aber nicht 
im Neuen Testament. Der Fall war die 
Verfolgung eines Christen als Ketzer, 
was Erasmus von Rotterdam, Martin 
Luther, ja auch Johannes Calvin abge-
lehnt hatten, solange sie gegenüber den 

Katholiken in der Minderheit waren. 
Briefe gingen durch ganz Europa, Flug-
schriften erschienen, Reformatoren ver-
traten ihre Position und änderten sie. Es 
gibt großartige Bücher dazu etwa von 

Stefan Zweig, Uwe Birnstein oder Klaas 
Huizing und Sebastian Castellios 
Hauptschriften sind in wunderbaren 
Neuausgaben von Wolfgang E. Stammler 
beim Verlag Alcorde greifbar. Von 
Interesse ist hier die Toleranzdebatte, die 
durch Castellios Buch „Über Ketzer und 
ob man sie verfolgen soll“ begann.

Ablehnung von Ketzerprozessen
Der christliche Humanist Erasmus von 
Rotterdam hatte Ketzerprozesse abge-
lehnt, weil für ihn jeder Mensch Teil der 
Einheit in Christus war. Die Nächsten-
liebe war für ihn das alles überbietende 
Gebot. Er verteidigte die Freiheit des 
Gewissens, was Zwang als Mittel der 
Bekehrung ausschloss. Etliche theologi-
sche Lehren und scholastische Debatten 
machte er im „Lob der Torheit“ lächer-
lich. Andere hielt er für unwesentlich, 
weil wir das Heil durch den Glauben 

erlangen, nicht aber durch die Zustim-
mung oder Ablehnung eines Kirchen-
dogmas. Mit Erasmus war es sehr 
schwierig geworden, überhaupt Ketzer 
zu inden.

Martin Luther ging auch von einer 
Gewissensfreiheit aus. Diese war aber 
nicht wie bei Erasmus die Freiheit des 
individuellen Gewissens, sondern der 

Glauben war ihm Gottes Werk. Damit 
sind der weltlichen Macht Grenzen in 
Bezug auf den Glauben gezogen und 
zugleich der Kirche Grenzen zur weltli-
chen Macht. Diese so verstandene Lehre 
von den zwei Reichen oder Regimentern 
in seiner früher Schrift „Vom weltli-
chen Regiment“ verbietet es, Ketzer zu 
verfolgen: Die weltliche Macht würde 
damit ihre Kompetenzen überschreiten 
und der Glauben ist nicht individuell 
verantwortbar. Allerdings hört Luther 
hier nicht auf, sondern für ihn blieb die 
weltliche Ordnung in die umfassen-
de göttliche eingebunden. Für homas 
Müntzer und die Wiedertäufer forderte 
er Ketzerverfahren und die Todesstra-
fe. Aufruhr und Ketzerei waren für ihn 
dasselbe, weil sie die beiden Reiche ver-
mischten und die göttliche Ordnung in 
Frage stellten. Das galt auch für jeden 
der unzähligen friedlichen christlichen 
Sozialreformatoren.
Sebastian Castellio konnte hier anset-
zen. Wie Erasmus hielt er etliche theo-
logische Lehren für unwesentlich zu 
Erreichung des Heils, weil dieses durch 
den Glauben erlangt wird. Sie waren für 
ihn aber auch generell dunkel und rät-
selhaft. Religionsdiferenzen sind für ihn 
legitim, weil das menschliche Erkennt-
nisvermögen endlich ist. „Heutzutage“ 
schreibt er, „sind die Meinungen fast so 
zahlreich wie die Menschen“. Die Fra-
gen der moralischen Lebensführung 
sind für ihn dagegen universal gültig 
und einsehbar: „Was ein Räuber oder 
Verräter ist, weiß jeder Jude, Türke und 
Christ“ – Ketzer dagegen waren gestern 
diese, heute jene und morgen andere, „es 
gibt kaum eine Sekte, die nicht alle an-
deren verdammte und die Herrschaft für 
sich allein beansprucht“. Damit trenn-
te  Castellio die Verbindung zwischen 
dogmatischen Religionsfragen und 
dem Bereich der moralischen Lebens-

führung, wie vor ihm kein Reformator. 
Die Fragen der moralischen  Lebens-
führung begründete er anfangs im Sin-
ne eines christlichen Humanismus wie 
Erasmus, später explizit naturrechtlich. 
Calvin hatte seine Bemühungen für den 
Prozess gegen Servet damit begründet, 
„für Gottes Ruhm zu kämpfen“. Dage-
gen schrieb Castellio äußerst prägnant: 
„Einen Menschen töten heißt nicht, 
eine Lehre zu verteidigen, sondern einen 
Menschen töten“. Aus der Gotteseben-
bildlichkeit des Menschen schloss er 
auf dessen Würde und die Grund- und 
Menschenrechte.

Toleranz heute
Das ist bis heute nicht Allgemeingut. 
Der Aufklärer Voltaire etwa wendete 
sich gegen den religiösen Fanatismus, 
wollte diesen aber lediglich durch eine 
vernünftige Religion ersetzt wissen, die 
dann aber auch jede und jeder teilen 
muss. Er wollte die Intoleranz über-
winden, indem er die Toleranz aufgab. 
Im osteuropäischen Sozialismus wen-
dete man sich gegen die Religion und 
wollte auf einen Atheismus verplich-
ten. Toleranz bedeutete hier im glück-
lichen Falle Duldung, fast nie aber auf 
der Höhe Goethes: „Dulden heißt be-
leidigen. Toleranz sollte eigentlich nur 
eine vorübergehende Gesinnung sein; 
sie muss zur Anerkennung führen“. 
Die neue Rechte will den Islam und 
die Muslime verschwinden machen, 
weil er nicht zum Abendland dazu ge-
hören soll. Sie entsorgt mit ihrem anti-
muslimischen Rassismus Toleranz und 
Menschenrechte in Einem. Für Castel-
lio dagegen sind Menschen nicht mehr 
solche oder solche Christen, Juden, 
Muslime oder Heiden, sondern Men-
schen mit ihren Menschenrechten, die 
sich gegenseitig in ihren Gewissens-
entscheidungen respektieren. 

Protestantische Ketzerverfolgungen

Holger Kaltofen

Einer der fünf Sola-Lehrsätze der Refor-
mation heißt: sola gratia. Er bedeutet, dass 
der Mensch nur durch die Gnade Gottes 
selig werden kann, dass er sich diese Gnade 
aber nicht durch sein eigenes Handeln ver-
dienen oder gar erkaufen kann. Auch für 
mich und mein Leben hat dieser Satz Be-
deutung, allerdings ohne Bezug auf Gott.
Für mich liegt die Bedeutung dieses Sat-
zes darin, dass mein Leben letztlich nur 
gelingen kann, weil Menschen um mich 
herum sind, die mir „gnädig“, also wohl-
wollend, zugewendet, unterstützend 
sind. Dieser Gemeinschaft kann ich mich 
grundsätzlich anvertrauen, sie stärkt mir 
den Rücken bei der Gestaltung meines 
Lebens. Ich inde, dass letztlich auch eine 
Liebesbeziehung nur in einem solchen 
Rahmen Bestand haben kann. Mein Blick 
auf die Gesellschaft ist also grundsätzlich 
freundlich und nicht feindselig.
Neulich wurde in einem Kreuzworträt-

sel für die Redewendung „in Misskredit 
fallen“ ein anderes Wort für „Misskredit“ 
gesucht. Die Lösung hieß „Ungnade“. In 
Umkehrung dieser Deinition heißt das: 
Gnade verhilft zu Kredit. Der Fehler bei 
dieser buchhalterischen Sichtweise liegt 
aber eben genau darin, dass Gnade und 
Vertrauen geschenkt werden, ohne Bedin-
gungen, nicht als Leistung für Gegenleis-
tung (wie unvollkommen und begrenzt 
auch immer wir Menschen dazu oftmals 
in der Lage  sind). Gerade heute, in Zei-
ten, in denen die zwanghafte und gren-
zenlose individuelle Selbstoptimierung 
propagiert wird, scheint mir das Besinnen 
auf Lebenskräfte, die außerhalb meiner 
selbst bereit liegen, sinnvoll, ja sogar hilf-
reich und entlastend zu sein. 
Womöglich ist darin sogar in anderem 
Licht eine Wiederbelebung der alten Tu-
gend der Solidarität aufgehoben. Und 
vielleicht können sich sogar „Linke“ in die-
sem Sinn mit Bonhoefers Lied „Von guten 
Mächten wunderbar geborgen“ aussöhnen.

Leserzuschrift:
Sola gratia

von RA Matthias Mnich

Es gibt in Deutschland 
eine Steuer, die man 

angeblich freiwillig zahlt 
und die immerhin 9 Milliarden Euro 
im Jahr einbringt.
Ja, das jährliche Kirchensteuerauf-
kommen beträgt tatsächlich etwa 4 
Milliarden Euro für die evangelische 
Kirche und 5 Milliarden Euro für die 
katholische Kirche. Aber man zahlt 
die Kirchensteuer eben nicht freiwillig, 
sondern weil das Finanzamt um die 
eigene Religionszugehörigkeit weiß, 
für die Kirche den Kirchensteuerab-
zug vornimmt und gegen ein kleines 
Entgelt von zwei bis vier Prozent die 
Kirchensteuer nicht nur berechnet, 
sondern auch gleich einbehält und an 
die Kirche abführt.
Das setzt voraus, dass der Fiskus die 
Religionszugehörigkeit seiner Steuer-
plichtigen kennt. Jahr für Jahr teilen 
wir das dem Finanzamt mit. Das ist 
schon das Ende der negativen  Reli-
gionsfreiheit.
Zahlt man also die Kirchensteuer frei-
willig? Ja und Nein.
Wer keine Kirchensteuer zahlen möch-
te, kann aus der Kirche austreten. Wer 
aber in der Kirche bleiben will (oder 
wegen der Erbtante in der Kirche blei-
ben muss), zahlt auch Kirchensteuer. 
Das christliches Glaubensbekenntnis 
und die Glaubensgemeinschaft las-
sen sich nicht von der Mitgliedschaft 
in der Kirche trennen. Einen reinen 
„Kirchensteueraustritt“ gibt es folg-
lich nicht. Die FDP begann 1973 eine 
Diskussion über die Ersetzung der 

Getauft auf … die Kirchensteuer
Kirchensteuer durch ein kircheneigenes 
Beitragssystem, um die Trennung von 
Kirche und Staat zu verwirklichen.
Eine weitere Subventionierung liegt in 
der unbegrenzten Abzugsfähigkeit der 
gezahlten Kirchensteuer als Sonderaus-
gaben, was zu Steuermindereinnahmen 
des Staates führt. Dieses Privileg gilt al-
lerdings auch für Parteien und Gewerk-
schaften.
Zusätzlich zu den 9 Milliarden Euro 
von den eigenen Gläubigen bekommt 
die Kirche aber noch ein süßes 500 
Millionen Euro teures Bonbon – jedes 
Jahr zahlt die Staatskasse an die beiden 
christlichen Kirchen eine sogenannte 
Staatsleistung, also auf Rechnung aller 
Steuerzahler ohne Ansehung der Reli-
gionszugehörigkeit. Diese Zahlungen 
erhöhen sich stetig, weil sie nicht an die 
Zahl der Gläubigen, sondern an die Be-
soldungsentwicklung der Landesbeam-
ten gekoppelt sind.
Das Grundgesetz übernimmt in Art. 
140 GG einige Artikel der Weimarer 
Reichsverfassung. Diese normierte die 
Trennung von Kirche und Staat und sah 
vor, dass diese „Staatsleistungen an die 
Religionsgemeinschaften“ irgendwann 
ein Ende haben. Ein Zeitpunkt dafür 
indet sich aber weder in der Reichs-
verfassung noch im Grundgesetz. Also 
laufen die Zahlungen aus der Staatskas-
se Jahr für Jahr weiter. Staatskasse ist in 
diesem Fall die Landeskasse. Das Land 
Brandenburg zahlt jährlich etwa zehn 
Mio. Euro an die Evangelische Kirche 
und eine Mio. Euro an die Katholische 
Kirche. Weil es eben seit Napoleon (bzw. 
in Brandenburg seit 1992) so ist und 
nicht hinterfragt wird. Seit Bestehen der 

Bundesrepublik brachte die „Über-
gangsregelung“ satte 14 Milliarden 
Euro für die Kirchen. Das Problem 
liegt in der Regelung selbst: Zuständig 
für Veränderungen sind die Länder, 
aber „die Grundsätze hierfür stellt das 
Reich auf“.
Immer wieder wird behauptet, der 
Staat könne nicht einseitig per Gesetz 
vorschreiben, wie bestehende Ver-
träge abgelöst werden sollen. Doch! 
Jedermann kann laufende Verträge 
nachverhandeln. Und wenn sich der 
Vertragspartner nicht auf Änderungen 
einlassen möchte, kann jeder Vertrag 
auch einseitig gekündigt werden. Dies 
mag dem Ewigkeitsdenken der Kir-
chen widersprechen, wohl aber nicht 
dem Empinden von 80% der konfes-
sionslosen Brandenburger.
Viele glauben, die Kirchen erfüllten 
mit diesem Geld auch öfentliche Auf-
gaben im Sozialbereich. Dem ist aber 
nicht so; sofern die Kirchen neben der 
Seelsorge auch Kindergärten, Kran-
kenhäuser oder Altenheime betreiben, 
ersetzt ihnen der Staat wie jedem an-
deren privaten Träger den Großteil der 
Kosten aus öfentlichen Geldern.
Dass die kirchliche Arbeit auch Kon-
fessionslosen und Angehörigen an-
derer Religionsgemeinschaften zu-
kommt, ist richtig. Dies gilt aber auch 
für die Umweltschutzaktivitäten des 
örtlichen Anglervereins, dessen Mit-
glied ich nicht bin und dessen gesell-
schaftlich nützliche Arbeit ich weder 
direkt noch indirekt inanzieren muss.

Der Autor arbeitet als Rechtsanwalt und 
Strafverteidiger in Lübbenau.
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